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Bedingungen für das Online-Banking  
unter Nutzung der App oder der browserbasierten Nutzeroberfläche des Partners der solarisBank 

Für die Nutzung des von der solarisBank AG (nachstehend: „Bank“) ermöglichten Online Banking über die app- oder browserbasierte Nut-

zeroberfläche des Partners der solarisBank (im Folgenden „Nutzeroberfläche“) gelten die folgenden Sonderbedingungen neben den Allge-

meinen Geschäftsbedingungen der Bank.  

1..  Leistungsangebot 

(1) Der Konto-/Depotinhaber und dessen Bevollmächtigte kön-

nen Bankgeschäfte mittels Online-Banking in dem von der Bank 

angebotenen Umfang abwickeln. Zudem können sie Informatio-

nen der Bank mittels Online-Banking abrufen. Sie sind zusätzlich 

berechtigt, für die Auslösung eines Zahlungsauftrags einen Zah-

lungsauslösedienst gemäß § 1 Absatz 33 Zahlungsdiensteauf-

sichtsgesetz zu nutzen.  

(2) Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden einheit-

lich als „Teilnehmer“, Konto und Depot einheitlich als „Konto“ be-

zeichnet, es sei denn, dieses ist ausdrücklich anders bestimmt. 

(3) Zur Nutzung des Online-Bankings gelten die mit der Bank ge-

sondert vereinbarten Verfügungslimite. 

2.  Voraussetzungen zur Nutzung des Online-Bankings 

Der Teilnehmer benötigt für die Nutzung des Online-Bankings 

die mit der Bank vereinbarten personalisierten Sicherheitsmerk-

male und Authentifizierungsinstrumente, um sich gegenüber der 

Bank als berechtigter Teilnehmer auszuweisen (siehe Nummer 3) 

und Aufträge zu autorisieren (siehe Nummer 4). Statt eines per-

sonalisierten Sicherheitsmerkmals kann auch ein biometrisches 

Merkmal des Teilnehmers zum Zwecke der Authentifizierung 

bzw. Autorisierung vereinbart werden.  

2.1  Personalisierte Sicherheitsmerkmale 

Personalisierte Sicherheitsmerkmale sind Merkmale, die die 

Bank dem Teilnehmer zum Zwecke der Authentifizierung bereit-

stellt. Personalisierte Sicherheitsmerkmale, die auch alphanume-

risch sein können, sind beispielsweise: 

– die persönliche Identifikationsnummer (PIN), 

– einmal verwendbare Transaktionsnummern (TAN) r. 

2.2  Authentifizierungsinstrumente 

Authentifizierungsinstrumenten sind personalisierte Instru-

mente oder Verfahren, deren Verwendung zwischen der Bank 

und dem Kontoinhaber vereinbart wurden und die vom Teilneh-

mer zur Erteilung eines Online-Banking-Auftrages verwendet 

werden. Insbesondere mittels folgender Authentifizierungsin-

strumente kann das personalisierte Sicherheitsmerkmal (z.B. 

TAN) dem Teilnehmer zur Verfügung gestellt werden: 

– Online-Banking-App auf einem mobilen Endgerät (z.B. Mo-

biltelefon) zum Empfang oder zur Erzeugung von TAN  

– über eine iOS- oder Android-Anwendung mittels sog. Device 

Binding 

– mobiles Endgerätes (zum DerBeispiel Mobiltelefon) zum 

Empfang von TAN per SMS (mobileTAN) 

– Chipkarte mit Signaturfunktion  

– sonstiges Authentifizierungsinstrument, auf dem sich Signa-

turschlüssel befinden 

Für eine Chipkarte benötigt der Teilnehmer zusätzlich ein geeig-

netes Kartenlesegerät. 

Die Bank kann die Liste der zulässigen Authentifizierungsinstru-

mente erweitern oder einschränken und teilt dies dem Teilneh-

mer mindestens zwei Monate vor dem Ausschluss bestehender 

bzw. der Aufnahme neuer Authentifizierungsinstrumente in die 

Liste mit.  

3.  Zugang zum Online-Banking 

Der Teilnehmer erhält Zugang zum Online-Banking, wenn 

– dieser die Kontonummer oder seine individuelle Kundenken-

nung und seine PIN oder elektronische Signatur übermittelt 

hat, 

– die Prüfung dieser Daten bei der Bank eine Zugangsberech-

tigung des Teilnehmers ergeben hat und 

– keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9) vor-

liegt. 

Nach Gewährung des Zugangs zum Online-Banking kann der 

Teilnehmer Informationen abrufen oder Aufträge erteilen. Die 

Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Teilnehmer Zahlungsauf-

träge über einen Zahlungsauslösedienst auslöst und Zahlungs-

kontoinformationen über einen Kontoinformationsdienst anfor-

dert (siehe Nr. 1 Absatz 1 Satz 3).  

4.  Online-Banking-Aufträge 

4.1  Auftragserteilung und Autorisierung 

Der Teilnehmer muss Online-Banking-Aufträge (zum Beispiel 

Überweisungen) zu deren Wirksamkeit mit dem von der Bank be-

reitgestellten personalisierten Sicherheitsmerkmal (z.B. TAN) o-

der mit dem vereinbarten biometrischen Sicherheitsmerkmal au-

torisieren und der Bank mittels Online-Banking übermitteln. Die 

Bank bestätigt mittels Online-Banking den Eingang des Auftrags. 

Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Teilnehmer Zahlungs-

aufträge über einen Zahlungsauslösedienst auslöst und Zah-

lungskontoinformationen über einen Kontoinformationsdienst 

anfordert (siehe Nr. 1 Absatz 1 Satz 3). 

4.2  Widerruf von Aufträgen 

Die Widerrufbarkeit eines Online-Banking-Auftrags richtet sich 

nach den für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedin-

gungen (zum Beispiel Bedingungen für den Überweisungsver-

kehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb des On-

line-Banking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerruf-

möglichkeit im Online-Banking ausdrücklich vor. 
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5.  Bearbeitung von Online-Banking-Aufträgen durch die Bank 

(1) Die Bearbeitung der Online-Banking-Aufträge erfolgt an den 

für die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (zum Beispiel 

Überweisung) auf der Online-Banking-Seite der Bank oder im 

Preis- und Leistungsverzeichnis bekannt gegebenen Geschäfts-

tagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitslaufes. Geht der 

Auftrag nach dem auf der Online-Banking-Seite der Bank ange-

gebenen oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bestimmten 

Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Ein-

gangs nicht auf einen Bankarbeitstag gemäß „Preis- und Leis-

tungsverzeichnis“ der Bank, so gilt der Auftrag als am darauf fol-

genden Bankarbeitstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt 

erst an diesem Tag. 

(2) Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-

rungsbedingungen vorliegen: 

– Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert  

– Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftrags-

art (zum Beispiel Wertpapierorder) liegt vor 

– Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten 

– Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfügungslimit 

ist nicht überschritten 

– Die weiteren Ausführungsvoraussetzungen nach den für die 

jeweilige Auftragsart maßgeblichen Sonderbedingungen 

(zum Beispiel ausreichende Kontodeckung gemäß den Be-

dingungen für den Überweisungsverkehr) liegen vor. 

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die 

Bank die Online-Banking-Aufträge nach Maßgabe der Bestim-

mungen der für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbe-

dingungen (zum Beispiel Bedingungen für den Überweisungsver-

kehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus. 

(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1, 

Punkt 1-5 nicht vor, wird die Bank den Online-Banking-Auftrag 

nicht ausführen. Sie wird dem Teilnehmer hierüber mittels On-

line-Banking eine Information zur Verfügung stellen und soweit 

möglich dabei die Gründe und die Möglichkeiten nennen, mit de-

nen Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden 

können. Dieses gilt nicht, wenn die Angabe von Gründen gegen 

sonstige Rechtsvorschriften verstößt.  

6.  Information des Kontoinhabers über Online-Banking-Ver-

fügungen 

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal mo-

natlich über die mittels Online-Banking getätigten Verfügungen 

auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg. 

7.  Sorgfaltspflichten des Teilnehmers 

7.1  Technische Verbindung zum Online-Banking 

Der Teilnehmer ist verpflichtet, die technische Verbindung zum 

Online-Banking nur über die von der Bank gesondert mitgeteil-

ten Online-Banking-Zugangskanäle (zum Beispiel Internet-

adresse) herzustellen. Zur Auslösung eines Zahlungsauftrages 

und zum Abruf von Informationen über ein Zahlungskonto kann 

der Teilnehmer die technische Verbindung zum Online-Banking 

auch über einen Zahlungsauslösedienst beziehungsweise einen 

Kontoinformationsdienst (siehe Nr. 1 Absatz 1 Satz 3) herstellen.  

7.2  Geheimhaltung der personalisierten Sicherheitsmerkmale 

und sichere Aufbewahrung der Authentifizierungsinstru-

mente 

(1) Der Teilnehmer hat 

– seine personalisierten Sicherheitsmerkmale (siehe Nummer 

2.1) geheim zu halten und vor unbefugtem Zugriff zu schüt-

zen und nur über die von der Bank gesondert mitgeteilten 

Online-Banking-Zugangskanäle an diese zu übermitteln so-

wie 

– sein Authentifizierungsinstrument (siehe Nummer 2.2) vor 

dem Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren (Verwah-

rungspflichten). 

Für die Erfüllung der Verwahrungspflichten hat der Teilnehmer 

alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen. Denn jede andere Per-

son, die im Besitz des Authentifizierungsinstruments ist, kann in 

Verbindung mit der Kenntnis des dazugehörigen personalisier-

ten Sicherheitsmerkmales das Online-Banking-Verfahren miss-

bräuchlich nutzen. Dies könnte zu einer Haftung des Konto-/De-

potinhabers nach Nummer 10.2. führen. Die Geheimhaltungs-

pflicht bezüglich der personalisierten Sicherheitsmerkmale nach 

Satz 1 gilt nicht, wenn der Teilnehmer diese zur Erteilung eines 

Zahlungsauftrages oder zum Abruf von Informationen über ein 

Zahlungskonto an den von ihm ausgewählten Zahlungsauslöse-

dienst beziehungsweise Kontoinformationsdienst übermittelt 

(siehe Nummer 1 Absatz 1 Satz 3).  

(2) Insbesondere ist Folgendes zum Schutz des personalisierten 

Sicherheitsmerkmals sowie des Authentifizierungsinstruments 

zu beachten: 

– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht ungesi-

chert elektronisch gespeichert werden. 

– Bei Eingabe des personalisierten Sicherheitsmerkmals ist si-

cherzustellen, dass andere Personen dieses nicht ausspähen 

können. 

– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht per E-

Mail weitergegeben werden. 

– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal (z.B. PIN) darf nicht 

zusammen mit dem Authentifizierungsinstrument verwahrt 

werden.  

– Der Teilnehmer darf zur Autorisierung zum Beispiel eines 

Auftrags oder zur Aufhebung einer Sperre nicht mehr als 

eine TAN verwenden. 

Beim mobileTAN-Verfahren darf das Gerät, mit dem die TAN 

empfangen werden (zum Beispiel Mobiltelefon), nicht gleichzei-

tig für das Online-Banking genutzt werden. 

7.3  Sicherheitshinweise der Bank 

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Internet-

seite der Bank­ zum Online-Banking, insbesondere die Maßnah-

men zum Schutz der eingesetzten Hard- und Software (Kunden-

system), beachten. 

7.4  Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten 
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Daten 

Soweit die Bank dem Teilnehmer Daten aus seinem Online-Ban-

king-Auftrag (zum Beispiel Betrag, Kontonummer des Zahlungs-

empfängers, Wertpapier-Kennnummer) im Kundensystem oder 

über ein anderes Gerät des Teilnehmers (zum Beispiel Mobiltele-

fon, Chipkartenlesegerät mit Display) zur Bestätigung anzeigt, ist 

der Teilnehmer verpflichtet, vor der Bestätigung die Überein-

stimmung der angezeigten Daten mit den für die Transaktion 

vorgesehenen Daten zu prüfen. 

8.  Anzeige- und Unterrichtungspflichten 

8.1  Sperranzeige 

(1) Stellt der Teilnehmer  

– den Verlust oder den Diebstahl des Authentifizierungsin-

struments, die missbräuchliche Verwendung oder  

– die sonstige nicht autorisierte Nutzung seines Authentifizie-

rungsinstruments oder eines seiner persönlichen Sicher-

heitsmerkmale  

fest, muss der Teilnehmer die Bank­ hierüber unverzüglich unter-

richten (Sperranzeige). 

Der Teilnehmer kann der Bank eine Sperranzeige jederzeit auch 

über die gesondert mitgeteilten Kontaktdaten abgeben. 

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unver-

züglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen. 

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht, dass eine andere Person 

unberechtigt 

– den Besitz an seinem Authentifizierungsinstrument oder die 

Kenntnis seines personalisierten Sicherheitsmerkmals er-

langt hat oder 

– das Authentifizierungsinstrument oder das personalisierte 

Sicherheitsmerkmal verwendet, 

muss er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben. 

8.2  Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft aus-

geführte Aufträge 

Der Konto-/Depotinhaber hat die Bank unverzüglich nach Fest-

stellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 

Auftrags hierüber zu unterrichten. 

9.  Nutzungssperre 

9.1  Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers 

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere 

im Fall 

– der Sperranzeige nach Nummer 8.1 

– den Online-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer o-

der 

– sein Authentifizierungsinstrument. 

9.2  Sperre auf Veranlassung der Bank 

(1) Die Bank darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilneh-

mer sperren, wenn 

– sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichti-

gem Grund zu kündigen, 

– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des 

Authentifizierungsinstruments oder des personalisierten Si-

cherheitsmerkmals dies rechtfertigen oder 

– der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügeri-

schen Verwendung des Authentifizierungsinstruments be-

steht. 

(2) Die Bank wird den Konto-/Depotinhaber unter Angabe der 

hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch 

unverzüglich nach der Sperre unterrichten. 

9.3  Aufhebung der Sperre 

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder das personalisierte Si-

cherheitsmerkmal beziehungsweise das Authentifizierungs-

instrument austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht 

mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Konto-/Depo-

tinhaber unverzüglich. 

9.4  Automatische Sperre eines chip-basierten Authentifizie-

rungsinstruments 

(1) Die Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn 

dreimal in Folge der Nutzungscode für die elektronische Signatur 

falsch eingegeben wird. 

(2) Das in Absatz 1 genannten Authentifizierungsinstrument 

kann dann nicht mehr für das Online-Banking genutzt werden. 

Der Teilnehmer kann sich mit der Bank in Verbindung setzen, um 

die Nutzungsmöglichkeiten des Online-Banking wiederherzu-

stellen. 

10.  Haftung 

10.1  Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten Online-Ban-

king-Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet 

ausgeführten Online-Banking-Verfügung 

Die Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten Online-Ban-

king-Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet ausge-

führten Online-Banking-Verfügung richtet sich nach den für die 

jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (zum 

Beispiel Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingun-

gen für das Wertpapiergeschäft). 

10.2  Haftung des Konto-/Depotinhabers bei missbräuchlicher 

Nutzung eines personalisierten Sicherheitsmerkmales oder 

eines Authentifizierungsinstruments 

10.2.1 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Zah-

lungsvorgänge vor der Sperranzeige 

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperr-

anzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen 

oder sonst abhanden gekommenen Authentifizierungsinstru-

ments oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung ei-

nes Authentifizierungsinstruments, haftet der Kontoinhaber für 

den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Be-

trag von 150 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilneh-

mer ein Verschulden trifft. 
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(2) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Ab-

satz 1 verpflichtet, wenn 

– es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl 

das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 

Verwendung des Authentifizierungsinstruments vor den 

nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder 

– der Verlust des Authentifizierungsinstruments durch einen 

Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines 

Zahlungsdienstleisters oder eine Stelle, an die die Tätigkei-

ten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verur-

sacht worden ist.  

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zah-

lungsvorgängen und hat der Teilnehmer in betrügerische Absicht 

gehandelt oder seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach die-

sen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt 

der Kontoinhaber abweichend von den Absätzen 1 und 2 den 

hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahr-

lässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er 

– den Verlust oder Diebstahl des Authentifizierungsinstru-

ments oder die missbräuchliche Nutzung des Authentifizie-

rungsinstruments oder des personalisierten Sicherheits-

merkmals der Bank nicht unverzüglich anzeigt, nachdem er 

hiervon Kenntnis erlangt hat (siehe Nummer 8.1 Absatz 1), 

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal im Kundensystem 

gespeichert hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 1. Spiegelstrich), 

– das Personalisierte Sicherheitsmerkmal einer anderen Per-

son mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch verursacht 

wurde (siehe Nummer 7.2 Absatz 1 2. Spiegelstrich), 

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal erkennbar außer-

halb der gesondert vereinbarten Internetseiten eingegeben 

hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 3. Spiegelstrich), 

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal außerhalb des On-

line- Banking-Verfahrens, beispielsweise per E-Mail, weiter-

gegeben hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 4. Spiegelstrich), 

– das personalisierte Sicherheitsmerk­mal auf dem Authentifi-

zierungsinstrument vermerkt oder zusammen mit diesem 

verwahrt hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 5. Spiegelstrich), 

– mehr als eine TAN zur Autorisierung eines Auftrags verwen-

det hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 6. Spiegelstrich), 

– beim mobileTAN-Verfahren das Gerät, mit dem die TAN 

empfangen werden (z. B. Mobiltelefon), auch für das Online-

Bank­ing nutzt (siehe Nummer 7.2 Absatz 2 7. Spiegelstrich). 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kontoinhaber 

nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teil-

nehmer eine starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz nicht verlangt hat, obwohl die 

Bank zur starken Kundenauthentifizierung nach § 68 Absatz 4 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz verpflichtet war. Eine starke 

Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwen-

dung von zwei voneinander unabhängigen Elementen aus den 

Kategorien Wissen (etwas, das der Teilnehmer weiß, z.B. PIN), 

Besitz (etwas, das der Teilnehmer besitzt, z.B. TAN-Generator) o-

der Inhärenz (etwas, das der Teilnehmer ist, z.B. Fingerabdruck).  

(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den 

der Verfügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich 

jeweils auf den vereinbarten Verfügungsrahmen.  

(6) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Ab-

satz 1 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige 

nach Nummer 8.1 nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die 

Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt 

hatte.  

(7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Abwendung, wenn der 

Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.  

10.2.2  Haftung des Depotinhabers bei nicht autorisierten 

Wertpapiertransaktionen vor der Sperranzeige 

Beruhen nicht autorisierte Wertpapiertransaktionen vor der 

Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen oder 

gestohlenen Authentifizierungsinstruments oder auf der sonsti-

gen missbräuchlichen Nutzung des personalisierten Sicherheits-

merkmals oder des Authentifizierungsinstruments und ist der 

Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Depotinha-

ber und die Bank nach den gesetzlichen Grundsätzen des Mitver-

schuldens. 

10.2.3  Haftung der Bank ab der Sperranzeige 

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten 

hat, übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-

Banking-Verfügungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, 

wenn der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

10.2.4  Haftungsausschluss 

Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen An-

spruch begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und 

unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die 

sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen 

Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht 

hätten vermieden werden können. 

11.  Erklärungen der Bank und Kontoauszüge 

(1) Im Rahmen der Geschäftsbeziehung zwischen der Bank und 

dem Kunden ist die Nutzeroberfläche die vereinbarte Empfangs-

vorrichtung des Kunden. Mitteilungen und Erklärungen der Bank 

werden dem Kunden – soweit nicht die Schriftform mit dem Kun-

den ausdrücklich vereinbart wurde oder gesetzlich erforderlich 

ist – in elektronischer Form mittels der Nutzeroberfläche zur 

Verfügung gestellt. 

(2) Über die Nutzeroberfläche werden dem Kunden Mitteilungen 

und Erklärungen betreffend das Geschäftsverhältnis mit der 

Bank verschlüsselt von der Bank bereitgestellt. Mitteilungen und 

Erklärungen, die über die Nutzeroberfläche bereitgestellt wer-

den, werden nur dann zusätzlich postalisch versandt, wenn es aus 

rechtlichen Gründen erforderlich ist. 

Die Bank ist ungeachtet der Nutzung der Nutzeroberfläche 

durch den Kunden als elektronisches Kommunikationsmedium 

berechtigt, einzelne oder bei technischen Problemen alle Mittei-

lungen und Erklärungen auf dem Postweg oder in sonstiger 

Weise an den Kunden zu übermitteln, wenn sie dies unter Be-

rücksichtigung des Kundeninteresses als zweckmäßig erachtet. 
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Die Bank wird den Kunden über die Einstellung bestimmter Do-

kumente über die Nutzeroberfläche selbst oder über den Partner 

der Bank per E-Mail, SMS oder über einen anderen mit dem Kun-

den vereinbarten Weg informieren. 

(3) Der Kunde ist verpflichtet, regelmäßig und zeitnah Mitteilun-

gen und Erklärungen über die Nutzeroberfläche abzurufen und 

die Inhalte zu prüfen, sobald die Bank ihn über die Einstellung der 

Mitteilungen und Erklärungen informiert hat. Eventuelle Unstim-

migkeiten sind der Bank unverzüglich, spätestens jedoch sechs 

Wochen nach Bereitstellung, anzuzeigen. 

(4) Sämtliche Mitteilungen und Erklärungen, die dem Kunden 

über die Nutzeroberfläche übermittelt werden, gelten mit Infor-

mation der Bank an den Kunden über die Einstellung und Mög-

lichkeit des Abrufs über die Nutzeroberfläche als zugegangen. 

Bank und Kunde vereinbaren demgemäß, dass die Nutzerober-

fläche die Vorrichtung des Kunden zum Empfang jeglicher Mit-

teilungen und Erklärungen der Bank, insbesondere von Konto-

auszügen und Rechnungsabschlüssen, ist. 

(5) Die Bank stellt die Unveränderbarkeit der Daten in der Nut-

zeroberfläche sicher. Diese Pflicht gilt nicht, soweit die Daten au-

ßerhalb der Nutzeroberfläche gespeichert oder aufbewahrt wer-

den. Aufgrund der individuellen Hard- oder Softwareeinstellung 

stimmt ein Ausdruck optisch nicht immer mit der Darstellung am 

Bildschirm überein. 

(6) Die Bank speichert alle von ihr über die Nutzeroberfläche be-

reitgestellten Dokumente dauerhaft während der laufenden Ge-

schäftsbeziehung. Nach Beendigung der Geschäftsbeziehung 

kann der Kunde gegen Zahlung eines Entgeltes, das die Bank 

nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festsetzen kann, Zweit-

schriften der erteilten Kontoauszüge und Rechnungsabschlüsse 

von der Bank verlangen. 

(7) Die sich aus §§ 675d Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.m. Art. 248 §§ 3-9 

EGBGB ergebenden Informationspflichten werden abbedungen, 

sofern der Kunde nicht Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist.

 


